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Anfrage 
 

der Nationalräte Heinzl und GenossInnen 

an den Bundesminister für Verkehr, Infrastruktur und Technologie 

bezüglich mangelnder Sicherheitseinrichtungen in der „Unterführung“ Wagram der HL-AG 

 

Im Zuge das Ausbaues der Westbahn zur Hochleistungsstrecke wurde im Bereich St. Pölten/Wagram 
auf Basis einer eisenbahnrechtlichen Genehmigung ein Tunnelbauwerk errichtet, welches aufgrund 
seiner Länge als „Unterführung“ eingestuft wurde und von der HL-AG lediglich mit den für 
Unterführungen notwendigen Sicherheitseinrichtungen ausgestattet wurde. 

Die Länge des abgedeckten Teiles  dieser „Unterführung“ ist mit 495m um genau 5m unter jener 
Länge, ab der ein derartiges Bauwerk als Tunnel eingestuft wird (d.s. 500 Meter). 

Um die Sicherheitsaspekte eines Unfalles von Zügen im Tunnel zu überprüfen, wurde von der  
Freiwilligen Feuerwehr St. Pölten eine Übung durchgeführt. Übungsannahme war ein Zugunglück mit 
Kesselwaggons und Personenwaggons, wobei sich laut Übungsannahme in den Kesselwaggons kein 
Gefahrengut befand. 

Aus den Erkenntnissen der FF St. Pölten aus der Übung ist eindeutig ablesbar, dass ein Unfall mit 
einem Reise- oder gar Pendlerzug als höchst problematisch einzustufen ist. Eine Rettung von hunderten 
Personen ist sehr schwer möglich oder sogar unmöglich, da die wesentlichen 
Infrastruktureinrichtungen für solche Einsätze zur Gänze fehlen (normgerechte 
Fluchtwegorientierungsbeleuchtung mit Fernauslösung, für die Rettung von liegenden Personen 
geeignete Stiegen etc.). Es war im Zuge der Übung, bei der 60 Feuerwehr-Einsatzkräfte mit 
Atemschutzgeräten ausgestattet waren, lediglich möglich, 19 (!) nicht gehfähige Personen in Sicherheit 
zu bringen. 

Auch die Brandbekämpfung ist in diesem Bereich nur mit erschwerten Bedingungen möglich, da keine 
Löschwasserentnahmestellen unmittelbar bei den Zufahrts- und Aufstellflächen vorhanden sind und 
aufgrund der Einstufung als „Unterführung“ auch keine dementsprechende Löschleitung eingebaut ist. 
Als Alternative bleibt daher nur eine Löschwasserversorgung mittels Pendelverkehr mit 
Tanklöschfahrzeugen, was einen hohen Zeit- und Personalbedarf erfordert. 

Aus den oben erwähnten Gründen ist ein Einsatz im Tunnel mit einem hohen Personalbedarf (ca. 500 
Mann) verbunden, wodurch es zu einer massiven Sicherheitsgefährdung deshalb kommt, da die 
Verfügbarkeit einer so hohen Zahl an Einsatzkräften speziell während des Tages erfahrungsgemäß ein 
großes Problem darstellt. 

Es wurde zwar den gesetzlichen Bestimmungen für „Unterführungen“ entsprechend gebaut, die 
Sicherheitsaspekte einer „Unterführung“ mit einer Länge von einem halben Kilometer wurden in der 
Planung und in der Bauausführung aber nicht entsprechend berücksichtigt. Die Sicherheit der Fahrgäste 
und der im Unglücksfall an einer Rettung beteiligten Einsatzkräfte wird damit in unverantwortlicher 
Weise aufs Spiel gesetzt. 

In diesem Zusammenhang stellen die unterzeichneten Abgeordneten an den Bundesminister für 
Verkehr, Infrastruktur und Technologie folgende  
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Anfrage 

 

1. Welche normativen Bestimmungen bezüglich sicherheitstechnischer Standards treffen über 
die für „Unterführungen“ im Eisenbahnrecht vorgesehenen Mindest-Sicherheitsstandards zu? 
 

2. Wurden diese Standards in  der Planung, dem Genehmigungsverfahren und der 
Bauausführung berücksichtigt? 
 

3. Entspricht die „Unterführung“ Wagram aus sicherheitstechnischer Sicht ihrer Meinung 
zufolge dem Stand der Technik und dem Stand der Sicherheitstechnik? 
 

4. Wenn alle Standards berücksichtigt wurden: halten Sie diese angesichts der Ergebnisse der 
Feuerwehrübung, in deren Verlauf aufgrund der Länge der „Unterführung“ und der daraus 
folgenden Dauer des Einsatzes im Gefahrenbereich einige Einsatzkräfte sogar ärztlich versorgt 
werden mussten,  für ausreichend? 
 

5. Die Errichtung des Tunnels Wagram wurde in einem aktuellen Rechnungshofbericht aufgrund 
von teilweise nicht gerechtfertigten Baukosten kritisiert. Warum wurde einerseits bei 
Sicherheitseinrichtungen dieses Bauwerks gespart wenn andererseits für offensichtlich 
ungerechtfertigte Aufwendungen Mittel vorhanden waren? 
 

6. Sind Ihnen, ihrem Ministerium und den zuständigen Organen der Aufsichtbehörden die 
Ergebnisse der Übung bekannt? 
 

7. Sind bereits Maßnahmen zur sicherheitstechnischen Nachrüstung des Tunnels Wagram, 
welcher derzeit als Unterführung eingestuft ist, in Planung oder bereits in Bauausführung? 
 

8. Wenn dies nicht der Fall ist: welche Maßnahmen zur Gewährleistung der Sicherheit der 
Passagiere von Personenzügen in diesem Bereicht und zur Gewährleistung praktikabler 
Rettungseinsätze im Unglücksfall werden Sie ergreifen? 
 

9. Welche Kosten wird die sicherheitstechnische Nachrüstung des Tunnels Wagram, welcher 
derzeit als „Unterführung“ eingestuft ist, verursachen? 
 

10. Welche Mehrkosten beim Bau hätte die vorausschauende sicherheitstechnische 
Zusatzausrüstung verursacht, wenn der abgedeckte Teil um 5,01 Meter länger gewesen wäre 
und damit die Einstufung als Tunnel gegeben wäre (ohne die Baukosten für die Verlängerung 
des abgedeckten Teiles um die genannten 5,01 Meter)? 
 

11. Wann gedenken Sie die Sicherheitsrichtlinie der EU umzusetzen und behördliche (!) Kontroll-
und Überwachungsorgane einzusetzen? 
 

12. Wann wird der Bau der GZU St. Pölten (Streckenabschnitt zwischen Knoten Wagram und 
Knoten Rohr) in Angriff genommen? 
 

13. Wie hoch sind die zusätzlichen Kosten beim Bau des Bahnhofes St. Pölten sowie auf der 
Strecke Knoten Wagram - St. Pölten – Prinzersdorf - Knoten Rohr, die für Provisorien 
ausgegeben werden mussten und müssen, um den vollen Betrieb dieses Bahnhofes und dieser 
Strecke ohne die verkehrsentlastende GZU zu gewährleisten? 
 

14. Welche eisenbahnrechtlichen Genehmigungstatbestände aus dem Abschnitt Knote Wagram - 
Bahnhof  St. Pölten - Prinzersdorf - Knoten Rohr gehen von einer Verkehrsentlastung durch 
eine funktionsfähige GZU aus? 
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